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Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Reaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
* Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
rü rationspreis: Fü ien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
Präuumerationspreis: Für Wien mit Zuf g bierteſahrig 1 f. Fur das Ausland jährlich 8 Marl. 


Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


an er ilfiaft berechnet. — ne a 
Zuſerate werden biffiaft berechne Nummer Berückichtigung inden. 


Abonnement auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1877. 

Mit 1. Januar 1877 begann ein neues Abonnement auf dieſe Zeitſchriſt, der als werthpalle Beilage die Erkeuntniſſe des k. k. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben werden und beträgt das Jahres⸗Abonnement der Zeitſchrift mit 
dieſem Supplement 5 fl. — 10 Mark, ohne dieſe Zugabe, wie ſeither, jährlich 4 fl. = 8 Mark oder 1 fl. = 2 Mark pro 
Quartal. Um in der Zuſendung keine Unterbrechung eintreten laſſen zu müffen, erlauben wir uns die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung 
des Abonnements, und zwar durch Poſtanweiſung. Dabei wolle ausdrücklich angegeben werden, ob das Blatt mit oder ohne Beilage „Erkennt⸗ 


niſſe des Verwaltungsgerichtshoſes“ erwünſcht iſt. 


Waffenverbot des Verſammlungsgeſetzes gilt ſomit nicht a) für die 

Verſammlungen individuell geladener Perſonen in geſchloſſenen Räumen 

Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Verſammlungsrechte. und b) für Wählerverſammlungen ſowie für die volksgebräuchlichen 
Von Dr. Karl Hugelmann. VIII. Das Waffenverbot im Vereins- und oder kirchlich hergebrachten Verſammlungen. 


e e e 


Verſammlungsrechte. Dieſe zwei Kategorien von Verfammlunger, welche von dem 
Mittheilungen aus der Prazis. Waffenverbote des Geſetzes vom 15. November 1867 nicht betroffen 
Unzuläſſigkeit der Verurtheilung mehrerer Perſonen zu einer ſolidariſchen Geld- werden, haben aber diesbezüglich eine ganz verſchiedene Stellung. Die 

ſtrafe. Wählerverſammlungen und die im 5 5 bezeichneten Verſammlungen 
Notizen. unterſtehen der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes von 1867 über⸗ 
Perſomnalien. haupt nicht, für ſie behält es ſomit ſein Bewenden bei den bis dahin 
Erledigungen. giltigen Vorſchriften über das Waffentragen, das Recht der Behörde, 


— ee Merk —— bei dieſen exemten Verſammlungen das Waffentragen in einzelnen 
1 Fällen zu verbieten, bleibt vollkommen unberührt. Anders verhält es 
Studien zum üſterreichiſchen Uereins- und Berlamm- ſich mit den Verſammlungen individuell geladener Perſonen in ge⸗ 
eit ſchloſſenen Räumen. Dieſe find von der Beherrſchung durch das Ver⸗ 

lungsre te. ſammlungsgeſetz im Allgemeinen nicht eximirt, wenn auch einzelne we- 
ſentliche Beſtimmungen desſelben, wie z. B. die Anzeigepflicht, auf ſie 
keine Anwendung finden. Auch dieſe Verſammlungen im engſten Kreiſe 
VIII) können von der Behörde unterſagt werden ($ 6), Adreſſen oder 


> De etitionen, welche von ihnen ausgehen, dürfen fo wenig als die Ema⸗ 
Das Waffen verbot im Vereins- und Verſammlungsrechte. “ 5 ) Wehen Been a 


nationen einer Volksverſammlung von mehr als zehn Perſonen über- 
Unter den Präventivvorſchriſten zum Schutze der öffentlichen reicht werden (§ 10), Ausländer dürfen auch bei einer ſolchen Ver⸗ 
Sicherheit, welche das Geſetz über das Verſammlungsrecht kennt, findet ſammlung, ſobald fie ſich mit der Verhandlung öffentlicher N 
fi) auch das Verbot der Theilnahme von Bewaffneten an den Ver- heiten befaßt, weder als Unternehmer, noch als Ordner oder Leiter auf: 
ſammlungen. Von hier aus iſt dieſes Verbot (in faſt identiſcher Form) treten u. ſ. w. ). Wenn nun das Verſammlungsgeſetz, obwohl es die 
in das Geſetz über das Vereinsrecht übergegangen, von dem es auf Zuſammentretungen individuell geladener Perſonen in geſchloſſenen 
die Vereinsverſammlungen angewendet wurde. Wir wollen daher die Räumen beherrſcht, das Waffenverbot ausdrücklich auf die allgemein 
Unterſuchung bei dem Verſammlungsgeſetze beginnen und von da aus zugänglichen und die unter freiem Himmel ſtattfindenden Verſammlungen 
ſeſtzuſtellen ſuchen, welche Beſchränkungen für das Vereinsleben ſich aus beſchränkt, jo folgt daraus, daß der Zutritt Bewaffneter zu den Ver⸗ 
dieſer Norm ergeben. ſammlungen der erſteren Art einer Beſchränkung aus dem Grunde der 
Das Verſammlungsgeſetz beſchränkt die Giltigkeit feiner Vor „ Ir a Seien Aus 
ſchrift) auf beſtimmte, nämlich auf die in § 2 und 3 bezeichneten des Ges vefnenalen rer von der in In 25 de Jahrganges 1878 
Verſammlungen. Es find dies alle ohne Beſchränkung auf geladene | ver Zeitfchrift entwickelten Auffaffung weſentlich abweicht. Es iſt zweifellos, daß, 
Säfte allgemein zugänglichen und alle unter freiem Himmel ftattfinden- | wenn man auch die Verſammlungen individuell geladener Perſonen in geſchloſſenen 


Ney f i j 1 R Räumen der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes unterwirft, man damit eine 
den Verſammlungen mit Ausnahme der im 8 4 und 5 erimirten; das Unfreiheit des Verſammlungslebens ſtatuirt, wie ſie weder das Geſetz von 1849 
a x noch die fremden Verſammlungsgeſetze kennen. Es bleibt aber keine Wahl; wenn 
*) Vergl. Nr. 52 des Jahrganges 1876 der Zeitſchrift. man in die ſonſt ganz widerſpruchsvolle Faſſung des Verſammlungsgeſetzes von 1867 
) 8 9: „An den in den § 2 und 3 erwähnten Verſammlungen dürfen einigen Zuſammenhang bringen will, ſo muß man eine Conſequenz ziehen, welche 


Bewaffnete nicht theilnehmen“. den Schöpfern des Geſetzes vielleicht gar nicht bewußt geworden iſt. 


Von Dr. Karl Hugelmann. 


Theilnahme an einer Verſammlung nicht unterliegt. Das Recht des 
Waffenbeſitzes und Waffentragens auf Grund des Waffenpatentes be⸗ 
rechtigt auch, in einer in geſchloſſenen Räumen ſtattfindenden Verſamm⸗ 
lung individuell geladener Perſonen bewaffnet zu erſcheinen. 

Halten wir dieſe Grenzlinien feſt, ſo iſt aber auch weiter aus 
dem Geſetze klar, daß es raäckſichtlich der dem Waffenverbot unterliegenden 
Verſammluugen keinen Unterſchied macht, ob wir es mit Verſammlungen 


Hingegen muß ebenſo beſtimmt feſtgehalten werden, daß nur das 
Erſcheinen von bewaffneten Perſonen in der Verſammlung und (in 
Folge einer wenig erklärlichen Lücke des Geſetzes) nicht auch das 
Vorhandenſein von Waffen in derſelben verpönt iſt. Nach dem ſtrengen 
Wortlaute des Gefetzes wäre es nicht einmal verboten, Waffen in die 
Verſammlung zu ſchaffen. Wenn man aber auch hierin den Verſuch 
der Waffenvertheilung, der Bewaffnung von Perſonen erblicken 


im engeren Sinne oder mit öffentlichen Aufzügen, ob wir es mit po. könnte, jo iſt dies gewiß noch nicht möglich, wenn lediglich der 
litiſchen Verſammlungen (Verſammlungen zur Verhandlung öfſentlicher Ort der Verſammlung mit der Aufbewahrungsſtätte von Waffen zufam- 
Angelegenheiten) oder mit nicht-politiſchen zu thun haben. Nicht darum menfällt, wenn in dem Verſammlungslocale ſich Waffen als Decoration 
allein handelt es ſich ſomit, den jähen Uebergang einer von politiſchen] befinden u. ſ. w., mag auch immer dadurch die Gelegenheit geboten fein, 


Debatten erregten, bewaffneten Verſammlung zu offenem Aufruhr gegen 
die Regierung zu verhindern, ſo ſehr auch dieſer Gedanke hier wie 
ſonſt in der Geſchichte des Verſammlungsrechtes maßgebend geweſen 
ſein mag 9), ſondern in gleichem Maße iſt die Beſorgniß maßgebend, 
daß in jeder debattirenden Verſammlung, an welcher Bewaffnete theil 
nehmen, der Kampf der verſchiedenen Meinungen ſehr leicht in thätliche 
Conflicte auszuarten vermag. 

Im Vorſtehenden haben wir den allgemeinen Geſichtspunkt feſt⸗ 
geſtellt, die nähere Ausführung desſelben wird nun nicht ſchwierig ſein. 

Daß eine bewaffnete Verſammlung einberufen werden könne, 
dieſer in anderen Verſammlungsgeſetzen wegen ſeiner Gefährlichkeit 
beſonders betonte und vor allem ferngehaltene Fall ) iſt in dem Ge⸗ 
ſetze von 1867 gar nicht berührt. Wie es aber ſelbſtverſtändlich un⸗ 
möglich iſt, daß die Behörde eine angezeigte Verſammlung dieſer Art 
jemals zulaſſe, ſo muß auch eine ſolche Aufforderung zum organiſirten 
Delict, obwohl fie im Geſetze nicht beſonders verpönt iſt, zweifellos als 
die mit erſchwerenden Umſtänden verbundene Urheberſchaft zugerechnet 
werden. Desgleichen muß die Theilnahme an einer bewaffneten Ver⸗ 
ſammlung auf Grund einer ſolchen Aufforderung, ferner die bewußte 


Zuſammenrottung in Waffen als ein beſonders ſchwer zu ahndender Fall 


dieſer Geſetzesübertretung gelten. 

Hievon verſchieden iſt die Theilnahme eines oder mehrerer Be⸗ 
waffneten an einer unbewaffneten Verſammlung. Dieſelbe wird ſich 
wieder in mehrere Stufen gliedern, je nachdem ſie mit der Zuſtim⸗ 
mung (wenigſtens ohne Widerſpruch) der Verfammlung, beziehungs⸗ 
weiſe der Leiter und Ordner derſelben ($ 11), erfolgt, oder gegen den 
Willen der Verſammelten (durch Eindringen in die Verſammlung, durch 
Verbleiben trotz der Aufforderung zur Entfernung) durchgeſetzt wird; 
denn in dem einen Falle iſt lediglich die von dem Geſetze in der Be⸗ 
waffuung erblickte Bedrohung der öffentlichen Sicherheit vorhanden, in 
dem zweiten überdies die directe Rechtsverletzung Dritter, beziehungsweiſe, 
bei fruchtloſer Abmahnung durch den Regierungscommiſſär, die Renitenz 
gegen eine behördliche Anordnung. Wie man aber die Abſtufungen der 
Strafbeſtinmmngen auch immer conſtruiren wollte, das iſt gewiß, daß 
die Geſetzesübertretung auch durch das lediglich culpoſe Erſcheinen in 
Waffen begründet iſt. 


) Der Motivenbericht zu dem Geſetze von 1849 führt dieſen Gedanken 
allein in den folgenden Sätzen ans: „Niemand kann die Gefahr von Maſſen⸗ 
anhäufungen verkennen, der aus der Geſchichte und dem Leben gelernt hat, daß 
in ſolchen faſt jede Leitung unmöglich iſt, und der wohlmeinendſte Zweck oft 
vereitelt wird, ja plötzlich in das Gegentheil umſchlagen kann. Ein zufälliges 
Ereigniß, ein zündendes Wort, eine kühne Aufforderung kann eine Verſammlung, 
die vielleicht größtentheils aus wohlgeſiunten Elementen beſteht, umwandeln in 
eine willenlos nachtaumelnde Maſſe, in welcher Einige ſanatiſirt, Hunderte terro⸗ 
riſirt und Hunderte, von Neugierde getrieben, dem gegebenen Anſtoße blindlings 
folgen. Bewaffnete Volksverſammlungen, die ſchon in ihrer Benennung den 
aggreſſiven Charakter andeuten, können daher nie geduldet werden“. 

) V. G. von 1849, § 30. „Bewaffnete Volksverſammlungen, ſie mögen 
unter freiem Himmel oder in geſchloſſenen Räumen ſtattfinden, find unbedingt ver⸗ 
boten. Jeder, der eine bewaffnete Volksverſammlung veranlaßt, verfällt der 
Strafe des ſtrengen Arreſtes bis zu ſechs Monaten, und wer einer ſolchen 
Verſammlung beiwohnt, in die Strafe des Arreſtes bis zu drei Monaten“. 
Hingegen § 31. „Wer einer Volksverſammlung, ohne Aufforderung, bewaffnet zu 
erſcheinen, dennoch mit Waffen verſehen beiwohnt, verfällt in eine Strafe bis 
zu 20 fl. C. M. Wenn eine Verabredung mit Mehreren zu Grunde liegt, kann 
auf Arreſt bis zu 14 Tagen erkannt werdon.“ 

Preußiſches Geſetz vom 11. März 1850, § 18. „Wer gegen das 
Verbot des 8 7 in einer Verſammlung bewaffnet erſcheint, wird mit Gefängniß 
von 14 Tagen bis zu 6 Monaten beſtraft.“ 

Hingegen § 19. „Wer auffordert, in einer Verſammlung mit Waffen zu 
erſcheinen, oder die Aufforderung hierzu verbreiten läßt, oder in einer Verſamm⸗ 
lung Waffen austheilt, wird mit Gefängniß von 6 Wochen bis zu einem 
Jahre beſtraft“. 
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von der Verſammlung weg zu den Waffen zu greifen. Es iſt Aufgabe 
der Sicherheitsbehörde, ſich über dieſen Umſtaud auf Grund der Anzeige 
der Verſammlung, welche ja den Ort derſelben bezeichnen muß, Ge— 
wißheit zu verſchaffen, es iſt Aufgabe des Regierungsabgeordneten, zu 
beurtheilen, ob die Verſammlung durch die Möglichkeit der Bewaffnung 
einen die öffentliche Ordnung bedrohenden Charakter annimmt ($ 13), 
und demgemäß zur Auflöſung der Verſammlung zu ſchreiten. 


Liegt ſomit Alles an dem Erſcheinen bewaffneter Perſonen und 
iſt auch das culpoſe Waffentragen unter Strafe geſtellt, ſo kann der 
Umſtand, ob die betreffenden Perſonen ſonſt zum Tragen von Waffen 
berechtigt oder auch verpflichtet find, keinen Einfluß auf die Exiſtenz 
der Geſetzesübertretung haben. Angehörige des Heeres und bewaffneter 
Wachkörper werden, wenn es ihnen auch durch ihre Dienſtborſchriften 
verwehrt ſein ſollte, ſich von ihrer Waffe zu trennen, unter die Straf- 
ſanction des Geſetzes über das Verſammlungsrecht fallen, ſobald ſie ſich 
bewaffnet in eine Verſammlung begeben. Eine Ausnahme laſſen wir 
nur ſelbſtverſtändlich für den Regierungsabgeordneten und ſeine Organe 
gelten, wenn ſie mit den zu ihrer amtlichen Uniform gehörigen Waffen 
erſcheinen, obwohl das Geſetz dieſe Ansnahme nicht wie das preußiſche 
($ 7), das baieriſche (Art. 21), das ältere badiſche (Art. 23, III, 3), 
und das ſächſiſche (§. 11) ausdrücklich feſtſtellt.) 


Es fragt ſich nun, was unter Waffen im Sinne dieſes Geſetzes 
zu verſtehen ſei. Wir müſſen diesbezüglich unterſcheiden. 

So weit die Pflicht des Vorſitzenden in Frage kommt, Bewaffnete 
fernezuhalten, ſo weit es ſich um die Uebertretung handelt, welche ſchon 
durch das rulpoſe Mitnehmen von Waffen begründet wird, können nur jene 
Inſtrumente als Waffen gelten, welche nach ihrer Beſtimmung zu einer Zu⸗ 
fügung von Verletzungen bei dem Angriffe oder der Vertheidigung gebraucht 
werden, alſo Hieb⸗,Stoß⸗ und Schußwaffen. Jene Werkzeuge aber, welche dieſe 
Beſtimmung nicht haben, ſondern nur ihrer Beſchaffenheit nach zur Beibrin⸗ 
gung von Verletzungen gebraucht werden können (wie Aexte, Beile, Senſen, 
Knüttel), erhalten die Qualität der Waffe erſt dann, wenn ſie nicht 
zufällig, ſondern doloſer Weiſe, d. i. mit dem animus laedendi oder 
mit der Abſicht, einen pſychiſchen Zwang durch Einſchüchterung zu üben, 
in die Verſammlung gebracht werden. Die Mitnahme ſolcher Inſtrumente 
wird daher nur in dieſem Falle für die mit denſelben Ausgerüſteten 
eine Geſetzesübertretung bilden und die Zulaſſung ſolcher Bewaffneten 
wird die Leiter der Verſammlung nur dann haftbar machen, wenn ſie 
Kenntniß von dieſen gravirenden Umſtänden haben. Die Entſcheidung 
des preußiſchen Obertribunals, daß Rappiere, mit welchen bei einem 
Commers durch Klopfen auf die Tiſche Zeichen gegeben werden, nicht 
als Waffen gelten können , hätte nach unſerer Auffaſſung daher auch 
auf dem Boden des öſterreichiſchen Rechtes ihre volle Begründung. 


Den Begriff der „Bewaffneten“ hoffen wir im Vorſtehenden in's 


5) Denn ſächſiſchen Geſetze eigenthümlich iſt es, daß das zuerſt fo allgemein 
ausgeſprochene Verbot des Erſcheinens in Waffen (8 11: „Niemand darf mit 
Waffen irgend welcher Art in einer Verſammlung erſcheinen, ausgenommen die 
zu derſelben abgeordneten Polizeibeamten, inſoweit deren Amtstracht die Bewaffnung 
mit ſich bringt“) nachträglich ($ 29) auf die Mitglieder der activen Armee nicht 
bezogen wird. Allerdings räumt das ſächſiſche Geſetz den Militärs auch nur den Beſuch 
beſtimmter Kategorien harmloſerer Verſammlungen ein (zu geſelligen, religiöſen, 
wiſſenſchaftlichen Zwecken u. dgl.). Die anderen oben eitirten Geſetze enthalten 
eine Ausnahme zu Gunſten der Angehörigen des Heeres nicht, es wird daher, 
da auch die Polizeibeamten nur ausgenommen ſind, „wenn ſie ſich im Dienſt 
befinden“ (Preußen), „ſo weit ſie durch ihre Dienſtleiſtung im Amte zum bewaff⸗ 
neten Erſcheinen berechtigt find“ (Baden und Baiern), die im Text entwickelte An⸗ 
ſchauung bezüglich derſelben die richtige ſein. Pöz l wenigſtens, der Commentator des 
baieriſchen Geſetzes, iſt dieſer Anſicht (vergl. die Geſetzgebung des Königreiches 
Bayern, herausgeg. von Dollmann, II. Th., 4. Band, S. 499). 

) Vergl. Thilo, das preuß. Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, S. 56. 


N 


Klare gebracht zu haben. Was iſt dieſen Bewaffneten nun verboten, wenn 
ihnen das Geſetz verwehrt, an den Verſammlungen „theilzunehmen“? 

Wir glauben an auderer Stelle“ nachgewieſen zu haben, daß 
auch in den nicht vereinsmäßigen Verſammlungen die Trennung von 
Mitgliedern und Zuhörern begrifflich platzgreifen muß, es handelt ſich 
alſo darum, ob an dieſer Stelle, an welcher das Geſetz ſo wenig wie 


an irgend einer anderen zwiſchen Mitgliedern und Zuhörern ausdrücklich 


unterſcheidet, unter den Theilnehmern der Verſammlung nur die Mit⸗ 


glieder oder auch die Zuhörer zu verſtehen ſind. Wir glauben nicht zu 
irren, wenn wir das Verbot analog : den Beſtimmungen des Vereinsge⸗ 


ſetzes auf die activen und paſſiven Theilnehmer ausdehnen. Das Vereius⸗ 
geſetz hat dies ausdrücklich gethan, weil die Unterſcheidung zwiſchen den 
beiden Theilnehmergruppen, den factiſchen Vorgängen im Vereinsleben 
entſprechend, eine in dem ganzen Geſetze oft wiederkehrende ift. Die 
ratio legis, die Zuhörer einzubeziehen, iſt aber rückſichtlich der nicht 
vereinsmäßigen Verſammlungen gewiß eine noch weit zwingendere, da 
hier die factiſche Sonderung von Mitgliedern und Zuhörern, wenn ſie 
überhaupt ſtattfindet, gewiß in der Regel eine weniger ſcharfe iſt und 
da auch dann die beiden Theilnehmergruppen hier den gleichen Impul⸗ 
ſen noch unterſchiedsloſer folgen oder zu einem feindlichen Zuſammen⸗ 
ſtoß noch leichter geneigt ſein werden, als bei Vereinsverſammlungen. 

Sind wir zu dieſer Auslegung durch die Natur der Sache genö⸗ 
thigt, ſo müſſen wir den geſetzlichen Ausdruck auch noch in anderer 


Beziehung ausdehnend interpretiren, d. h. die „Theilnahme an der Ver⸗ 


ſammlung“ nicht etwa als die „Theilnahme an der eröffneten, ver⸗ 
handelnden Verſammlung“ verſtehen, ſondern als das „Erſcheinen in 
der Verſammlung“, wie das Vereinsgeſetz ſich ausdrückt, als das Er⸗ 
ſcheinen im Verſammlungsloeale zu der feſtgeſetzten Zeit. Wenn das 
Vereinsgeſetz ſchon in dem bewaffneten Erſcheinen eine Gefahr erblickt, 
ſo kann dieſelbe hier gewiß nicht beſeitigt ſein, wenn die Bewaffneten 
etwa vor Beginn der Verhandlung oder vor der Einreihung in den 
öffentlichen Aufzug die Waffen deponiren. \ 


Das Erſcheinen von Bewaffneten begründet nun eine Uebertre⸗ 
tung ſowohl für dieſe ſelbſt als für die Leiter und Ordner ($ 11), 


wenn letztere dieſer geſetzwidrigen Handlung nicht ſofort entgegentreten. 
Es iſt dem Vorſitzenden zwar nicht wie im Vereinsgeſetze die beſondere 
Pflicht auferlegt, über die Fernhaltung der Bewaffneten zu wachen, 
allein dieſe wahrſcheinlich unbeabſichtigte Verſchiedenheit kann an der 
Sache nichts ändern, da ja die allgemeine Pflicht des Leiters, gefetz⸗ 
widrige Handlungen zu verhindern, auch in dem Verſammlungsgeſetze 
normirt iſt. Wird der Aufforderung der Leiter und Ordner an die 
Bewaffneten, das Local zu räumen, von den letzteren nicht entſprochen, 
und haben ſie nicht die Macht, ihr Verlangen zu erzwingen, ſo iſt es 
Pflicht der Leiter, die Verſammlung aufzulöſen (§ 11, alinea 2); thun 
die Cheſs der Verſammlung in der einen oder anderen dieſer Beziehun⸗ 
gen ihre Schuldigkeit nicht, oder führt ihr Eingreifen nicht zum Ziele, 
fo ift nach $ 13 die Auflöſung der Verſammlung von dem Regierungs⸗ 
abgeordneten, und falls ein ſolcher nicht entſendet wäre, von der Behörde 
zu verfügen. Es fällt hiebei unbedingt auf, daß das Geſetz Zwangs⸗ 
mittel nur im Falle des Ungehorſams gegen die Auflöſungsordre in 
Ausſicht nimmt. Daß ſolche in dieſem Falle angewendet werden dürfen, 
war auch ohne die Beſtimmung im Verſammlungsgeſetze evident, 
durch die ausdrückliche Norm iſt daher die Annahme ſehr nahe gelegt, 
Zwangsmittel ſeien in anderen Fällen ausgeſchloſſen. Nach dieſer Auf⸗ 
faſſung könnte die Aufforderung des Regierungscommiſſärs an einen 
Bewaffneten, das Local zu verlaſſen, nie durch ein anderes Mittel als 
durch die Auflöſung der Verſammlung Nachdruck erhalten, es würde 


ſich daher in allen jenen Fällen, in welchen das Einſchreiten des Ver⸗ 


ſammlungscommiſſärs gegen Störefriede durch den Leiter der Verſamm⸗ 
lung ſelbft angerufen wird, das Eingreifen desſelben gegen die ſchutz⸗ 
ſuchende Verſammlung kehren. Dieſe Confequenz iſt ſo ungeheuerlich, 
daß wir ſchlechterdings annehmen müſſen, die Möglichkeit einer Execution 
ſei deßhalb nur für den Auflöſungsſpruch des Verſammlungscommiſſärs 
feſtgeſtellt (allerdings auch da überflüſſiger Weiſe), weil das Geſetz nur 


von dieſem Eingreifen des Regierungsabgeordneten ausdrücklich ſpricht. 


Wir, die wir der Anſicht huldigen s), daß die Auflöſung der Verſamm⸗ 
lung nur das äußerſte Recht des Regierungscommiſſärs, keineswegs aber 
das einzige Coercitivmittel desſelben ſei, daß für die Wahrung des 

Vergl. Nr. 35 des 


g Jahrg. 1875 der Zeitſchr. 
) Vgl. Nr. 38 des a 


Jahrg. 1875 der Zeitſchrift. 


Geſetzes nur „zunächſt“ der Leiter, in weiterer Linie aber auch der 
Regierungsvertreter unmittelbar zu ſorgen habe, müſſen die Folgerung 
ziehen, daß die Abgeordneten der Regierung jeden ihrer verſchiedenen, 
geſetzlich ſtatthaften Imperative auch zu erzwingen berechtigt ſind. 

(Schluß folgt.) 


Alittheilungen aus der Praxis. 


re 


Peter und Franz F. aus C. wurden im Auguſt und September 
1875 dreimal auf unerlaubtem Bezuge von Streu aus dem der Gemeinde 
C. gehörigen Walde betreten; im Ganzen hatten ſie ſich 92 Kubik⸗Fuß 
Streu angeeignet, weßhalb fie mit dem Erkenntniſſe der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ddo. 21. December 1875 wegen Forſtfrevels zum Werth⸗ 

und Schadenerſatze von 10 fl. 17 kr., dann wegen wiederholter Be⸗ 
tretung zu einer Geldſtrafe von 15 fl. ſolidariſch verurtheilt wurden. 
Die Statthalterei beſtätigte über Recurs des Peter F. die 
bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung. Peter F. bat hierauf im 
Gnadenwege um Nachſicht oder Milderung der Strafe und des Schaden⸗ 
erſatzes. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 14. November 1876 
3. 15308 erkannt: „Dem Geſuche um Nachſicht oder Milderung der 
Strafe wird wegen Abganges rückſichtswürdiger Gründe keine Folge ge⸗ 
geben Gleichzeitig aber wird von Amtswegen angeordnet, daß, nachdem 
die Verhängung einer ſolidariſchen Strafe ungeſetzlich iſt, die in dieſer 
Weiſe in den vorliegenden Erkenntniſſen auferlegte Geldſtrafe auf Peter 
NE Franz F. aufgetheilt werde. Das weitere Anfuchen des Peter F. 
um Nachſicht oder Herabſetzung des ihm auferlegten Schadenerſatzbetrages 
M. 


wird als geſetzlich unzuläſſig zurückgewieſen“. 


| Notizen 

N (Das Ehehin derniß der höheren Weihen. 8 63 a. b. G. B.). 
Der katholiſche Weltprieſter Franz Pavlovsky, Seelſorger in der k. k. Mäuner⸗ 
ſtrafanſtalt bei St. Wenzel zu Prag, zeigte am 4. September 1874 dem Prager 
Magiſtrate den Austritt aus der katholiſchen Kirche und ſeinen Uebertritt zur 
evangeliſchen Kirche Augsburger Confeſſion an, wovon das Prager katholiſche 
Pfarramt zu St. Peter verſtändigt wurde. 

| Am 28. September 1874 ging Franz Pavlovsky vor dem Pfarramte der 
evangeliſchen Augsburger Confeſſion zu Lipfovie in Böhmen mit Anna Kopac, 
welche vor dieſem Tage zur evangeliſchen Kirche Augsburger Confeſſion übergetreten 
war, die Ehe ein. 

| In Folge der an die Statthalterei zu Prag gerichteten, von derſelben 
| an das k k. Prager Landesgericht abgetretenen Anzeige des fürſterzbiſchöflichen 
Conſiſtoriums zu Prag vom 25. September 1874, Z. 7153, wurde die Unter⸗ 
ſuchung wegen Ungiltigkeit der gedachten Ehe gepflogen und ſodann nach An⸗ 
| hörung des Vertheidigers des Ehebandes, Dr. Ritter von Aull, vom k. k. Prager 
Landesgerichte mit Urtheil vom 4. November 1876, Z. 33553, zu Recht er⸗ 
kannt: Der von Franz Pavplovsky mit Anna Kopac vor dem Pfarramte der 
evangeliſchen Augsburger Confeſſion zu Lipko vie am 28. September 1874 ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe ſteht das Hinderniß der von Franz Pavplovsky empfangenen 
höheren Weihen nach $ 63 a. b. G. B. nicht entgegen. Die Gründe lauten: 
„Durch die Note des Magiſtrates der königl. Hauptſtadt Prag vom 12. 
Jänner 1875, Z. 2204, iſt nach § 111 a. G. O. erwieſen, daß der geweſene 
katholiſche Prieſter Franz Pavlovsky am 4. September 1874, Nr. 84175, bei 
dem Magiſtrate feinen Austritt aus der katholiſchen Kirche und feinen Uebertritt 
zur evangeliſchen Kirche Augsburger Confeſſion angezeigt habe, und daß dieſe 
Anzeige in Gemäßheit des Geſetzes vom 25. Mai 1868 dem katholiſchen Pfarr- 
amte bei St. Peter zur Kenntnißnahme mitgetheilt worden iſt. 

Hiedurch hat Franz Paplovski in legaler Weiſe aufgehört, ein Mitglied 
der katholiſchen Kirche und ſohin auch ein katholiſcher Geiſtlicher zu fein. 

Das Ehehinderniß des § 63 a. b. G. B. verbietet nur den Geiſtlichen 
wegen empfangener höheren Weihen die Eingehung einer giltigen Ehe. 

Franz Paplovsky war alſo am 28. September 1874, als am Tage der 
eingegangenen Ehe, kein Geiſtlicher mehr, ſohin war er auch in keiner Weiſe ge⸗ 
hindert, an dieſem Tage eine giltige Ehe mit Anna Kopac einzugehen; denn der 
8 63 a. b. G. B. beſtimmt nicht, daß Jeder, welcher die höheren Weihen em⸗ 
pfan gen hat, nicht mehr berechtigt ſei, eine giltige Ehe zu ſchließen, ſondern 


HM I — 


er beſchränkt dieſes Hinderniß nur auf Geiſtliche, ſohin auch nur auf die Dauer | Punkt 11 der Verordnung des kärntn. Statthalters vom 5. Jänner 1853, L. 
dieſes Verhältniſſes als Geiſtlicher; iſt nun dieſes Verhältniß gelöst worden und G. B. für Kärnten, II. Abth., Nr. 3 ex 1853; Verordnung der Landesregierung 
hat die Eigenſchaft als Geiſtlicher aufgehört, ſo trat der frühere Geiſtliche nach für Krain vom 18. Mai 1855, L. G. B. für Krain Nr. 18 ex 1855; Punkt 3 
817 a. b. G. B. in alle Rechte, die ihm vor dem Eintrite in den geiftlichen | der oberöſterr. Verordnung vom 28. December 1852, L. G. B. für Oberöſterreich 
Stand zuſtanden, ſohin auch in das Recht einer giltigen Eheſchließung nach Nr. 1, Abtheilung II. ex 1853 (die hier gedachte Stelle iſt prägnant, ſie lautet 
§ 47 a. b. G. B. ein, da eben mit der Erlöſchung feiner Eigenſchaft als Geiſt⸗ nämlich: „Das Wild iſt Eigenthum des Jagdinhabers“). Punkt 1 der Salzbur⸗ 
licher auch das mit derſelben verknüpfte geſetzliche Ehehinderniß aufgehört hat. | ger Verordnung vom 25. December 1852, L. G. B. Nr. 447 ex 1852 pro Salz⸗ 
Da nun anch kein Geſetz beſteht, daß Jemand, der die höheren geiſtlichen Weihen] burg; Punkt 1 der Verordnung der ſteiermärk. Statthalterei vom 28. Jänner 1853, 
empfangen hat, für immer ein Geiſtlicher bleibe, und Franz Pavlovsky nach Abth II, Nr. 28, L. G. B. ex 1853. 

Zulaß des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Art. IV, aufgehört hat, ein Mitglied 73 rang 
der katholiſchen Kirche, ſohin auch ein karholiſcher Geiſtlicher zu fein, und durch Perſonalien. 

feinen Uebertritt nach Art. » des oben bezogenen Geſetzes alle Rechte der Eatholis | Seine Majeſtat haben dem außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
ſchen Kirche auf denſelben aufgehört haben, ſo iſt dargethan, daß der Giltigkeit eng die Hecken gude een ai 1 anläßlich deſſen 
der von ihm mit der Anna Kopac geſchloſſenen Ehe das im allgemeinen bürger⸗ Seine Majeſtät haben dem k. und k. Legationsrathe Auton Grafen 
lichen Geſetzbuche begründete Hinderniß des § 63 nicht entgegenſtehe. Wolkenſtein⸗Troſtburg den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei 

Aus dieſen Gründen kann daher die Ungiltigkeit der von Franz verliehen. 


8 en Seine Majeſtät haben die Legationsräthe zweiter Kategorie Alois 
Pavlovsky geſchloſſenen Ehe aus dem Hinderniſſe des bezogenen $ 63 a. b. G. Freiherrn von Seiller und Karl Grafen Ku efſtein zu Legations⸗ 


B. nicht ausgeſprochen werden. . räthen erſter Kategorie, die Legationsſecretäre Conftantin Freiherrn von Trautten⸗ 

Das von Franz Pablovsky bei der Verhandlung geſtellte Anſuchen, ſeine berg und Marius Freiherrn Paſetti v. Frieden burg zu Legationsräthen 
Ehe als giftig anzuerkennen, kaun nicht beachtet werden, weil die Unterſuchung er Areal nie 1 Attaches, e 1 
nur wegen des Hinderniſſes des 8 63 a. b. G. B. ſtattfand und dem Landes⸗ ernath v. Vernatfalva und Florian v. Roſty zu wirklichen Legations⸗ 


0 Ä ö 5 ; 2 5 ; feeretären und den Legationsſecretär Sigmund v. Roſty zum Honorarlegations⸗ 
gerichte kein Grund vorliegt, über den Nichtbeſtand eines anderen Ehehinderniſſes rath a. g. ernannt, endlich den unbeſoldeten Attachés, Honorarlegationsſecretären 


abzuſprechen, weil die Ungiltigkeit dieſer Ehe aus einem anderen Grunde nicht] Alfred Schwartz Ritter v. Mohrenſtern und Theodor Graf Zichy⸗ 
behauptet wird.“) Jur Bl. Vaſony kes beſoldete Attachesſtellen verliehen. 
i en N Seine Majeſtät haben dem Finanzoberinſpector zu Rohrbach in Oberöſterreich 
Franz Seine Mae h 9 Felſach die Würde eines Truchſeſſen verliehen. 
0 997 . RN m 72 eine Majeſtät haben dem penſ. Zolloberamts⸗Controlor des Trieſter Haupt⸗ 
W an gehört das Geweih?) ). Die Jagd⸗Zeitung hat in ihrer zollamtes Joſef Liskowski taxfrei den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 
Nr. 23 v. J. 1876 folgende Notiz: | Seine Majeftät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Rudolf 
Graf O. S. . . . hi ſchreibt uns, daß die „Juriſtiſchen Blätter“ ſeinen Ritter v. Prechtl das Ritterkreuz des Leopoldordens taxfrei verliehen. 


unter obigem Titel gearbeiteten Aufſatz nicht vollſtändig abgedruckt hätten, daher Schrö e gu m ne Fuat 
f ; 4 5 SAUER. 70 röckinger Freiherrn v. udenber irkreu ranz⸗ 

derſelbe auch in Nr. 21 der „Jagdzeitung von 1876 nur unvollſtändig über⸗ Joſeſs⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. g das Comthurkreuz des 5 

gegangen ſei. Graf S. .. vi ſendet daher einen, und zwar die Frage des Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 

Eigenthums am Wilde bezielenden Nachtrag. Wir drucken dieſen Nachtrag mit | procuratur Dr. Peter Koller taxfrei den Titel und Charakter eines Oberſinanz⸗ 

Vergnügen ab und behalten uns lediglich vor, am Schluſſe einige Geſetzesſtellen rathes verliehen. 

zu citiren. Graf S . .. pi ſagt: 


Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuraturs⸗Secretär in Trieſt Dr. 
1 5 . R . u - Anton Berdin den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

„Bezüglich des Eigenthumserwerbes iſt unbeſtritten einzig und allein das 
bürgerliche Geſetzbuch maßgebend, und wenn dasſelbe in Anſehung der Jagdbe⸗ 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Miniſterium des 
le Franz Heindl den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes tarfret 
ara g : au 5 lens u | berliehen. 
rachtigung, Ber: 2 atis, W zu hegen 1 auf Re ul t Der Minifter des Innern hat den Bauadjuncten Albin Obrelli zum 
ſchen Geſetze hinweist, ſo dienen letztere doch bloß zur näheren usführung und Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol ernannt. 
Begränzung der im bürgerlichen Geſetzbuche ausgeſprochenen Grundprineipien. Der Finanzminiſter hat die beim Hauptzollamte in Oderberg erledigte 
Auch wäre ohne Zweifel der S 1 des Jagdpatentes vom 28. Februar di e dem dortigen Zoll⸗Obercontrolor Willibald Granitzer 
z 17 e ap ; rie 5 FFIR verliehen. 
a a aan: 0 auf Witze ee e Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der k. ungar. Finanzdirection 
rgl. Geſetz N aufgeho ar 0 : lin Budapeſt Rudolf Charmant v. Donaufeld, den im Finanzminiſterium 
Uebrigens erlaube ich mir die Bemerkung, daß man es mit dem im verwendeten Obercommiſſär Johann Kapf, die Minifterialconeipiften des Finanz⸗ 
Jagdpatente von 1786 und in der Miniſterialverordnung von 1852 gebrauchten | minifteriums Wenzel Kaſche und Julius Schweighofer, dann den im 
Ausdrucke „Eigenthum“ nicht gar zu genau nehmen darf. Finanzminiſterium verwendeten Finanzcommiſſär Adolf Ritter v. Jorkaſch⸗ 
Das Wort Eigenth ird bekanntlich nicht bloß i Ä &i Koch zu Minifterial-Bicefeccetäven im Finanzminiſterium ernannt. 

f en ec en oß im techniſchen Sinne Der Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten des Finanzminiſteriums 
($ 354 a. b. G. B.), ſondern ſehr häufig im weiteren uneigentlichen Sinne der Peter Maſchek zum Miniſterial⸗Viceſecretär und Bibliothekar des Finanz⸗ 
„Berechtigung“, des „Zugehörens“ ($ 353 a. b. G. B.) gebraucht. ee Amin hat den Minifteriaf ten des $ N 

f Sher ; ; 18 er Finanzminiſter hat den Miniſterialconcipiſten des Finanzminiſteriums 

f end en 1 EL en > i Forderungen, Dr. Rudolf Ach zum Finanzſeeretär der Direction der Staatsſchuld ernannt. 
Fisch er Privilegien, ja ſogar Der Finanzminiſter hat den Gerichts⸗Adjuneten Dr. Theodor Lenk, den 
„Haut und Haar“ bezeichnen wir als unſer „eigen“. im Finanzminiſterium verwendeten Finanzcoucipiſten Hermann Ritter Steindl 
Nach meiner Auffaſſung ſind die Worte: „Eigenthum“ im weiteren Sinne 55 o Joch den r 8 der ien d 8 G 115 ee 
„gleich feinem Eigenthum“ nur zur Verſinnlichung und Verdeutlichung des Ver⸗ Ludwig Löſchnigg und den Finanzroneipiſtan des Gentaltag- und Gebihren⸗ 
hältniſſes der Aleinberechligung des Jagdberechtigten gebraucht = Dr. Stefan Wehler zu Miniſterialconcipiſten im Finanz⸗ 


ung ns miniſterium ernannt. 
Den beiten Beleg hiefür liefert die eitirte Miniſterialverordnung ſelbſt, — ²ĩ⅛̈n —L—6vV 
welche im § 1 das Jagdrecht definirt als die Befugniß, „die im Jagdreviere 


unden Wildgattungen ai hegen oder zu erlegen“. Oekonomiſche Referentenſtelle bei der k. k. Bezirksſchätzungscommiſſion in 
Von einem Eigenthume an Wild oder Theilen desſelben ohne vorherge- Tamsweg mit 4 fl. Taggeld bis 15. Jänner (Amtsbl. Nr. 297.) 
gangene Occupation kann daher keine Rede ſein und auch ich, trotzdem ich mich Bezirksarztesſtelle in Mähren in der zehnten Rangselaſſe bis Ende 
den „leidenſchaftlichen“ Waidmännern zähl ee 72 — Jänner. (Amtsbl. Nr. 298.) 
hes En en 6 =. 0 x ee bah 1 1 1 e doch ein ſolches nie zugeben“. Oberförſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection Wien eventuell 
ie Redaction der Jagdzeitung bemerkt: Förſtersſtelle, beziehungsweiſe Forſtaſſiſtenten⸗ und Elevenſtelle bis 20. Jänner 
Vom „Eigenthum“ an Wild ſprechen folgende Normen neuerer Zeit: (Amtsbl. Nr. 298.) 
— — Bezirkshauptmannſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangselaſſe, bis Mitte 
* 5 : aufn ; f 5 ö 4 37 Jänner. (Amtsbl. Nr. 298.) 
geilen b iu die e 8 dien eng dieser Bezirkscommiſſärsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei in der 
g Eh n entgegengejegten Entſcheidungen bemerkt neunten Rangsclaſſe, bis 12. Jänner. (Amtsbl. Nr. 298.) 
die Redaction der Juriſtiſchen Blätter zum obigen Falle: „Gleichwohl ſcheintf neunten Rangse aſſer e er. Te — 
es hier nach § 18 des Hofdecretes von 23. Auguſt 1819 mit Rückſicht auf = E — 
die dean BO EUER und das Reſultat des Erkenutniſſes kein Rechtsmittel Mit einer Beilage: „Erkenutniſſe des Verwaltungs⸗ 
zu geben“. ! | . b 
>) Vgl. Nr. 48 dieſer Zeitſchrift ex 1876. | gerichtshofes“. 


Erledigungen. 
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